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Verkündet ' ‘
In Sachen

am 25° Januar 1965

g e g e n

Beklagte und Revisionsbéklagte,

hat der 7° Senat des Bundessozialgeriehts auf die

mündliche Verhandlung von 25° Januar 1963, an der

mitgewirkt haben '

Sehetspräsident Dr„ B e r n d t
als Vorsitzender,

_
Bundesrichter Dr° K l ä ß ‘ . - und

Bundesrichter Dr° K r e b s
als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichter H c r t k o r n und

Bundessozialrichtcr Dr„ G a b c r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Schleswig—Holsteinischcn Landessozialgcrichts vom

17„ Februar 1961 wird zurückgewiesen"
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Die 1918 geborene Klägerin ist mit dem Arbeiter Hermann Bease=ése=

verheiratet° Aus dieser Ehe sind zwei minderjährige Kinder hervor—

gegangen„ Die Tochter Karin ist seit 1° April 1959 als Lehrling

mit einer monatlichen.Vergütung von 45,—— DM netto beschäftigto
Nachdem die Beklagte bereits in den Jahren 1957 und 1958 der Klä—

gerin Arbeitslosengeld (Alg) zuzüglich von jeweils zwei Familien—

zuschlägcn gewährt hatte, bewilligte sie ihr auf erneute Arbeits—

losmeldung hin lediglich das versicherungsmäßige Alg (Hauptbetrag),

und zwar ab 4„ Januar 1960 in Höhe von 29,10 DM wöchentlich auf

die Dauer von 78 Wochentagen° Die von der Klägerin daraufhin aus—
drücklich beantragten Familienzuschläge versagte die Beklagte (Be—

scheid vom 200 Januar 1960), weil der Lebensunterhalt der beiden

Kinder durch Leistungen sichergestellt sei, die ihr Ehemann zu ge-

währen habe° Dieser verdiente damals nach Angaben der Klägerin

wöchentlich 90‚—— DM netto° Der Widerspruch der Klägerin wurde zu—

rückgewiesen (Widerspruehsbescheid
vom 24„ Februar 1960)„ Nach den

Richtlinien, die der VerWaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeits—

vermittlung und Arbeitslosenvcrsicherung (BfArb) auf Grund des
@ 89 Abs, 8 des Gesetzes über Arbeitsvcrmittlung und Arbeitslosen-,

versicherung (AVAVG) erlassen habe, gelte der Lebensunterhalt des

Angehörigen im Sinne von $ 89 Abs, 6 AVAVG als gewährleistet,

wenn dessen Einkommen einschließlich der realisierbaren Leistungen
Dritter monatlich 91,—— DM übersteige° Dies treffe bei den Kindern

zu° Als "Dritter" sei auch der unterhalt5pflichtige Ehemann der

Klägerin anzusehen°

Die Klage wies das Sozialgericht (SG) ab (Urteil vom 150 Septem—
ber 1960)„ Da der Ehemann als Dritter im Sinne von © 89 Abs, 6

Nr° 1 AVAVG gelte, habe auf Grund seiner Unterhaltspflicht gegen—

über den beiden Kindern die Klägerin keinen Anspruch auf Familien—

zuschläge° Ihre zugelassene Berufung wurde vom Landessozialgericht

(LSG) zurückgewiesen (Urteil vom 17° Februar 1961)° Es sah den
Ehemann der Klägerin im Verhältnis zu den Kindern ebenfalls als

Dritten im Sinne des 5 89 Abs° 6 Nr° 1 AVAVGan° Dies sei zumin—
dest seit Inkrafttreten des Zweiten Änderungsgesetzes zum AVAVG

vom 70 Dezember 1959 der Fall, durch das uoa„ die Nr, 5 des @ 89
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Abs; 6 AVAVGin der his dahin gültigen Fassung fortgefallen

sei„ Auf den von der Klägerin erhobenen Anspruch sei das seit

1„ Dezember 1959 geltende neue Recht anzuwenden (Art° II des

‘Zweiten Änderungsgesetzes zum AVAVG)° Durch die Unterhaltslei—nl

stungen, die der Ehemann der Klägerin den Kindern als Vater zu

gewähren habe9 sei deren Lebensunterhalt sichergestellto Dabei

spiele es keine Rolle, ob hier der notdürftigc, der notwendige

oder der standesgemäße Unterhalt gemeint sei; denn die Sicher-

stellung sogar des standesgemäßcn Unterhalts sei gewährleisteto

Zur Entscheidung dieser Frage könnten allerdings nicht die
_/

Richtlinien des Verwaltungsrats der Beklagten gemäß 5 89 Abs„ 8

‚AVAVG vom 13„ Mai 1957 herangezogen werden; insoweit handele

es sich lediglich um interne Dienstanwcisungen, nicht aber um _+

normatives Recht° Weder seien sie eine Rechtsverordnung, da '

der Verwaltungsrat zu ihrem Erlaß nicht ermächtlgt sei (Art„

80 Abs° 1 des Grundgesetzes —'GG_), noch autonomcs Satzungs—‘5j
recht; hierfür sei nämlich kein Raum, da 5 89 AVAVG das Recht '

der Familienzuschläge lückenlos rcgele° Infolgedessen Seien je-

ne Richtlinien nicht für die Gerichte verbindlicho Indessen er—

gebe sich die Sicherstellung des Lebensunterhalts aus den Ein—

kommensverhältnissen der Familie der Klägerin„ Das m0natliche

Nettoeinkomncn betrage beim Ehemann 390,—— DM, beim Kind Karin

45‚—— DM und bei der Klägerin selbst 126,—— DM„ Mit der Summe

von 561,—— BM netto im Konat sei aber der standesgemäße Untera

halt einer Arbeiterfamilie mit zwei Kindern gesichert° Denn

der Verdienst des Ehemanncs entspreche einem guten durchschnitt—
lichch Tariflohn‚ und die Tariflöhnc bestimmten den Rahmen des

Standesgemäßeno Insgesamt bestehe deshalb kein Anspruch der \

Klägerin auf Familienzuschlago

!Revision wurde zugelassen°

Gegendas ihr am 150 Mai 1961 zugeStellte Urteil legte die Klä—
gerin am 250 Mai Revision ein und begründete diese am 10„ Juni

1961„ Der bloße Wegfall der Nr° 3 des @89 Abs° 6 AVAVGdurch
das Zweite Änderungsgesetz zum AVAVG habe keine so grundlegende

Wandlung des Begriffs "Dritter" in Sinne von Nr° 1 aaO gebracht9

daß man annehmen müsse, hieruntcr seien nun - entgegen der frü—
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heren Regelung — auch unterhaltspfliehtige Ehegatten zu verste—

hen° "Dritter" könne der Ehemann sehen nach dem bürgerliChen
Recht und insbesondere nach dem Gesetz über die Gleichberechti—

gung von Mann und Frau nicht sein; denn die Unterhaltsverpflich—

tung gegenüber Abkömmlingen treffe beide Eltern gleichrangig° Im
übrigen sei der Familienzuschlag eine soziale Zusatzleistung zum '

versieherungsmäßigen Alg° Er dürie dann nicht vorenthalten werden,

wenn die Ehefrau zur erwerblichcn Mitarbeit gezwungen sei und die—

ser notwendige Erwerb durch Arbeitslosigkeit fortfallco Gerade

die Arbeitspflicht der Ehefrau beweisc, daß der Ehemann den Lebens

unterhalt für die gesamte Familie nicht sicherstellen könne°

Schließlich müsse die Lehrlingsvergütung der Tochter Karin, wie

{im Zivil— und Arbeitsrecht auch, für den Unterhalt unberücksich—

tigt bleiben°

Die Klägerin beantragte,

die Beklagte unter Aufhebung der vorinstanzli—

chen Urteile und des angefochtenen Bescheides

vom 20° Januar 1960 in der Fassung des Wider—

spruchsbescheides vom 24„ Februar 1960 zu ver—

urteilen, der Klägerin über die Gewährung von

Alg mit zwei Familienzuschlägen mit Wirkung ab

4° Januar 1960 einen Bescheid zu erteilen()

Die Beklagte beantragte,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Der
hlägerin

stehe Anspruch auf Familienzuschläge für die Kinder

nicht zu, weil deren Lebensunterhalt durch die vom Ehemann zu ge—

währcnden Leistungen sichergestellt soi° Aus der EntWicklung und

der neuen Fassung des 5 89 Abs„ 6 AVAVG durch das Zweite Ände-
rüngsgeectz zum AVAVG sei erkennbar, daß als Dritter auch ein

unterhaltspflichtiger Verwandter zu verstehen seio Für die Frage,

welcher Betrag vcm Einkommen des Ehemanns als Unterhaltsleistung

für die Kinder anrechenbar sei, komme es letztlich nicht auf die

Rechtsnatur der Richtlinien gemäß ä89 Abs° 8 AVAVG an; denn

selbst wenn_diese
nur eine für die Gerichte unverbindliche Ver—

waltüngsahordnung darstellten, müßte der Lebensunterhalt der Kin—
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,
hier fehlen

.-5—

‘ der als gesichert angesehen\xnden, da dem Vater gemäß @ 1603\->i

_des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) noch ein ausreichender

';Betrag für sich verbleibe9 auch wenn der Unterhalt der Kinder

‚mit einem höheren Betrag als je 91‚—— DM im Monat angesetzt

würde„ Schließlich sei die Zahlung der Familienzuschläge als

soziale Zusatzleistung von der Bedürftigkeit abhängig, die

. . ‚
_‘c

'Die nach 5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafte Revision ist zulässig, konnte jedoch keinen Erfolg "

habeno

Gegenstand des Rechtsstreits ist der Bescheid der Beklagten

vom 20„ Januar in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom

240 Februar 1960 (@ 95 SGG), wonach der Antrag der Klägerin
auf Zahlung von zwei Familienzuschlägen für die Zeit ab 4„ Ja—

nuar 1960 abgelehnt wurde„ Der auf Aufhebung dieser Verwal-

tungsakte und auf Verpflichtung der Beklagten zur Erteilung

eines neuen Bescheids über die Gewährung von zwei Femilienzu—

schlägen gerichteten Klage haben die Vordergerichtc ohne Rechts—

irrtum den Erfolg versagt; denn der Klägerin steht ein derer—

tigcr Anspruch nicht zuo

Die Rechtsgrundlage für ihr Begehren ist 5 89 AVAVGiod„F„
des Gesetzes über Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen

Beschäftigung in der Bauwirtschaft und weitere Änderungen und

Ergänzungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (Zweites Änderungsgesctz zum AVAVG) vom 7„"

Dezember 1959 (BGBl I, 705)„ Nach Art° II Abs„ 1 des Zweiten
Änderungsgeset203'ist die Neufassung uoao von @ 89 AVAVG nur
in solchen Fällen nicht anwendbar, in denen der Arbeitslose

die Voraussetzungen für den AnSprueh auf Alg bereits 393 des—

sen Inkrafttreten (10 Dezember 1959 — vgl„ Art° VIII Abs„ 1

aaO) erfüllt hat„ Das trifft hier für den Streitgegenstand

nicht zu, da sich die Klägerin erst am 280 Dezember 1959 ar—*

beitslos gemeldet und Alg beantragt hat (@ 74 AVAVG)„

Die von der Klägerin begehrten Familienszuschläge sind nach

@89_Abst 1 AVAVGneben dem Hauptbetrag Bestandteil des Ar—
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beitsloscngeldes„ Sie werden für Angehörige des Arbeitslosen ge—
währt, zu denen nach 5 89 Abs, 2 Nr° 1 AVAVG auch die ehelichen

Kinder gehören, Gleichwohl hat die Klägerin für ihre beiden Kinder
Familienzuschläge nicht zu beanspruchen, weil deren Lebensunter—
halt durch Leistungen sichergestellt werden kann, die ein Dritter,

nämlich ihr Vater, der Ehemann der Klägerin, für sie gewährt bzw,

zu gewähren hat° AlSdann schließt @89 Abs° 6 Nr, 1 ÄVAVGnF den
Anspruch auf Jährlicnzaschzgg aus,

Als "Dritter" im Sinne dieser Vorschrift ist jede (natürliche oder
juristische) Person anzusehen, die —wie das LSG zutreffend aus—
führt — außerhalb des für den Anspruch auf Alg (einschließlich Fa—i
milienzuschlag) maßgeblichen Rechtsverhältnisses steht, also jeder,

ausgenommen der Arbeitslose, dessen Angehöriger (für den Familien—
zusChlag zu zahlen Wäre) und die BfArb° Auch ein derart gekenn—
zeichneter Unterhaltspflichtiger ist deshalb Dritter im Sinne von

_5 89 Abso 6 Nr, 1 AVAVG nF (vgl° Drarger—Buchwitz—Schöncfelder,

Komm, zum AVAVGAnm„ 36 zu @89; Krebs, Ergänzungsband zum Komm°

zum AVAVG»1961, Anm, 3 u, 4 zu 5 89; Brodhun—Strippel, Komm, zum
AVAVG, 1962, Anm° 19 zu @ 89)° Die Auffassung der Klägerin, der
unterhaltspflichtigs Ehemann einer arbeitslosen Ehefrau gelte im
Hinblick auf die Gholichen Kinder beider nicht als Dritter, findet
in der Neufassung des @ 89 AVAVG keine Stütze„‘Wenn die vor dem

10 Dezember 1959 geltende Nr, 3 des 5 89 Abs, 6 AVAVG.b0stimmt hat—
te, daß Anspruch GUf Fémilienzuschlag nicht besteht, wenn der An?

gehörige "zu den Angehörigen i„s° des Ab3atz 2 Nr, 2 gehört und
von anderen Unterhaltspflichtigen unterhalten wird", so lag damals
der Schluß nahe, daß insoweit eine Sonderregelung für die unter—

heltspflichtigen Pcl‘tonen getroffen wer, welche sie aus der Gruppe
der "Dritten” i„S° des 9 89 Abs, 6 Nr, 1 AVAVG aF eliminierteo Man

konnte seinerzeit den Standpunkt vertreten, daß sie nicht Dritte
LS° dieser Vorschrift waren, ihre Unterhaltsleistung bei dem Pa—

milienzuschlag für Cheliehe Kinder somit außer Betracht bleiben

mußte, die zu den Angehörigen nach Abso 2 Nr, 1 aaO gehören, In;

dessen lassen SiCh hieraus keine Folgerungen mehr für den Anspruch
der Klägerin ableiteh; denn dieser bestimmt sich — wie dargelegt —
ausschließlich nach $ 89 AVAVG in der seit 1° Dezember 1959 gelten—

den Fassung° Dicsbczüglich fehlt es aber an einer 5 89 Abs, 6
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Nr, 3 AVAVG aF entsprechenden oder vergleichbaren Vorschrift,

Im Gegenteil ist die alte Nr° 3 aaO durch die Neuregelung aus—

drücklich und ersatzlos aufgehoben werden, In dem Regierungs—

entuurf vom 29° August 1959 des Zweiten Änderungsgcsetzes zum

AVAVGheißt es hierzu (BT—Dr, 1240, 5, WP s„ 12 zu Art, I Nr,
8b): ' " i' '

"Es sind Zweifel aufgetreten, ob realisierbare

Unterhaltsansprüche als eigene Mittel LS° des

‚_5 89 Abs, 6 Nr, 1 AVAVG anzusehen sind und ob

zu den "Dritten" i„S° dieser Vorschrift auch',

ein Unterhaltspflichtiger gehört° Die Neufassung

beseitigt diese Zweifel und stellt klar, daß Lei—'

_
stungen, die z„B„ ein im gemeinsamen Haushalt mit__g

(
dem Angehörigen lebender Unterhaltsverpflichteter ' ' ‘R-J

für den Angehörigen erbringt, ebenso zu behandeln sind

—wie Barleistungen eines Unterhaltsverpflichteten, die

dieser ZGB, auf Grund eines reehtskrä tigen Urteils

zu gewähren hat, Eine unterschiedliche Behandlung ist,

nicht gerechtfertigt,?

Aus den verlautbarten Materialien ergibt sich also der Wille
des Gesetzgebers, daß die bisher mögliche unterschiedliche Be—

handlung von realisierberen Leistungsansprüchcn, die einem An—

gehörigen i„S, von © 89 Abs° 6 AVAVG zur Sicherung seines Le—

bensunterhalts zustehen, bezüglich der Gewährung des Familien—

zusehlags beseitigt werden sollte° Soweit hinsichtlich des

Wortlauts des @ 89 Abs, 6 Nr() 1 AVAVG, insbesondere des Begriffe

des "Dritten" überhaupt eine Auslegung nötig und möglich ist,

muß diese Absicht des Gesetzgebers daher Beachtung finden, zu—
mal sie sich mit dem Gesetzestext widerspruehslos deckt° Die

hier getroffene Regelung ist durchaus sinnvoll und gerecht, A

Der Abs° 6 des 9 89 AVAVG wird erkennbar von dem Grundsatz der

Subsidiarität des Familienzusehlags bestimmt, wenn er klar—

stellt, daß eigenes Einkommen des Angehörigen und solche An-
Sprüche gegen Dritte bei dem Familienzusehlag zu berücksichti—

gen sind, die erfüllbar sind, Der Versichertengemeinschaft soll

die Leistung von Zusehlägen für Angehörige dann nicht auferlegt
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werden, wenn diese es unterlassen, realisierbäre Ansprüche geltend

zu machen° Es ist aber kein rechtfertigender Grund ersichtlich,

warum bei dieser Rechtsfolge ein Unterschied zwischen verschiede—

nen Typen von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ge—

macht werden sollte, sei es von der Person des Leistenden, sei es

von der des Angehörigen her° Infolgedessen mußte im Fall der Klä—

gerin auch die Unterhaltspflicht ihres Ehemanncs gegenüber den beim

den Kindern Berücksichtigung finden; denn jener ist "Dritter" i„S„

von 5 89 Abs° 6 Nr° 1 AVAVGO'

Bei dem Einkommen des Ehemannes des Klägerin ist dem LSG ferner
darin beizupflichten, daß der Lebensunterhalt der Kinder durch

Leistungen ihres Vaters sichergestellt ist oder sichergestellt

werden kann„ Ohne Reehtsirrtum hat das LSG festgestellt, daß es

zur Beantwortung dieser Frage nicht an die Richtlinien des Verwal—

tungsrats der Beklagten vom 130 Mai 1957 (BArbBl. 1957 S, 582) ge—

- bundcn ist° Der Richter ist bei seiner Entscheidung nur Recht und

Gesetz unterworfen (Art° 97 Abs° 2, Art° 20 Abs() 3 GG)° Zwar fal—
len hierunter alle Rechtsnormen, als Gesetz im materiellen Sinn

also auch Rechtsverordnungen und autonome Satzungsbestimmungen,

ebenso Gewohnheitsrecht° Aus dem Grundsatz der Trennung der Gewal—

ten (Art° 20 GG) folgt aber, daß Vorschriften, die die Exekutive,

herausgibt, für die Allgemeinheit nicht verbindlich und damit auch

nicht normativ in dem o„a° Sinn sind, es sei denn, ihr ßrlaß wird“

vom Grundgesetz ausdrücklich gebilligt und entspricht der verfas—

sungsmäßigen Formo Den Verwaltungsvorschriften, die sich — wie die

ooa„ Richtlinien der Bundesanstalt - nicht als Rechtsverordnung

LS° von Art„ 80 GG darstellen, kommt daher nach allgemeiner An—

schauung der Rechtscharakter einer verbihdlichen Norm nicht zu
(vgl° BSG 1, 272; 6, 175, 252; 7, 75; 9, 43; 11, 216; BVerwG in
DÖV 1958, 703; BFH in BStB1° 1958 III, 44; 248; 409; ferner Hauck,

NJW 1957, 809; Menger, Verwaltungsarchiv 1960, 72; Pappai, BArbBl„
1961, 395, 398), Es handelt sich hierbei vielmehr um typische Ver-

waltungsvorschriften, die eine einheitliChe Handhabung des Be—

griffs "Sicherstellung_des Lebensunterhalts" durch alle Dienststel—
len der BfArb gewährleisten sollen° Sie wenden sich daher auch in

erster Linie an die nachgeordneten Behörden (vgl° Draeger—Buchwitzw
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Schönefelder aaO Anm, 19 und 53 zu 5 89; Krebs OKK 1959, 195
ffo)° Weil die gesetzlichen Merkmale des Familienzuschlags in
5 89 abschließend festgelegt sind, bestand insofern

— wie das

LSG zutreffend erkannte — auch kein Raum zum Erlaß autonomen

Rechts, wozu die BfArb ansonsten im Rahmen und Bereich ihrer

Stellung als öffentlich—rechtliche Körperschaft befugt ist,

Das Satzungsrccht der öffentlich—réehtlichen Rechtsträger fin;

det nämlich dort seine Grenze, wo der Gesetzgeber selbst eine‘

lückenlose Regelung getroffen hat, Ein unbestimmtcr Rechtsbe—_'_f

griff stellt jedoch keine Lücke des Gesetzes dar; denn er ist

durch Auslegung bestimmbar (vglo Draeger-Buchwitz—Schönefelder

aaO Ann, 2 zu @7), Die Richtlinien zu 5 89 Abs, 6 AVAVGa?

sind daher auch nicht als autonomes Recht zu werten und etwa

als solches verbindlich,

Im vorliegenden Fall hat das LSG indessen unabhängig von den

in den Richtlinien aufgestellten Sät2en zutreffend angenommen,

daß der Lebensunterhalt der beiden Kinder der Klägerin durch

Leistungen ihres Ehémannes i„S° von 5 89 Abs° 6 Nr, 1 nF si—

chergestellt werden kann, Zwar hat das Berufungsgericht offen_9

gelassen, welche Art von Unterhalt das Gesetz hier meint, und

es vertritt seinerseits die Auffassung, daß sogar der standes—

gemäßc Unterhalt gedeckt sei, Der Weg des LSG, für diese Pol—Ü,>

gerung einfach von dem Gesamteinkommen der Familie der Kläge— éhf

rin — einschließlich von deren eigenen Alg — auszugehen, er— “V

scheint jedoch nicht zutreffend° @ 89 Abs, 6 Nr, 1 AVAVG nF

stellt nämlich nur auf das eigene Einkommen des Angehörigen

und auf die Leistungen eines Dritten (also nicht des Arbeits—
losen selber) ab, Deshalb erscheint es auch erforderlich, den

Begriff des Lebensunterhalts im Sinne dieser Vorschrift zu klä-

ren,

Nach Auffassung des Senats kann hier nicht der notdürftige Un—

terhalt i„S„ von 5 1611 BGB gemeint sein, da zu diesem nur das

zum Unterhalt unbedingt Erforderliche gehört, etwa i„S„ der

Fürsorgeuntcrstützung (vgl„ Palandt, Komm, zum BGB, 200 Auflo,--*

Ann, 1 zu @ 1611)° Aus der Regelung des 5 89 Abs, 6 AVAVGist
nicht zu entnehmen, daß die Subsidiarität des Familienzuschlags
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so weit gehen sollte, die absolute Bedürftigkeit des Angehörigen

vorauszüsetzen, wie etwa in der Arbeitslosenhilfe° Andererseits

kann es sich auch nicht um den standesgemäßén (jetzt "angemesse—

nen") Unterhalt handeln, weil dieser sich nach der Lebensstellung

.des Bedürftigen richtet (@ 1610 Abs° 1 BGB)° Dies könnte zu dem

unvertretbaren Ergebnis führen, daß ein Arbeitsloser mit vorher—e_

gehenden höheren Verdienst aus einer.gehobenen Stellung bei glei—

eher Unterhaltsleistung durch einen Dritten für seine Kinder Pa—

milienzuschlag erhält, während er dem früher niedriger entlohnten

Arbeitslosen (mit in der Regel also auch geringerem Alg) zu ver—

sagen wäre, weil bei diesem der standesgemäße Unterhalt seiner

Kinder bereits sichergestellt sei, Eine solche Folge würde eine

nicht gerechtfertigte Behandlung bedeuten und ist daher abzuleh—

nen°

Lebensunterhalt i.,S° von @89 Abs° 6 Nr° 1 AVAVGist nach alledem
der notwendige Lebensunterhalt, Zu diesem gehören insbesondere

die Aufwendungen für Nahrung, Wohnung, Bekleidung, Beschaffung

von Gebrauch$gegenständen, ärztliche Behandlung und sonstige zwin—

gende Ausgaben des täglichen Lebens (vgl° BSG 5, 124, 128; 4, 70,
73; 6, 125, 126)° Um festzustellen, ob der Lebensunterhalt gesi—

chert ist, sind daher in jedem Einzelfall die gesamten Verhält—

nisse zu berücksichtigen° Der Beklagten ist dabei zuzugeben, daß

im Falle der Unterhaltspflicht eines Elternteils der verschärfte

Maßstab des 5 1603 Abs° 2 BGB anzulegen ist; hiernach sind Eltern

auch bei Gefährdung ihres eigenen angemessenen Lebensunterhalts

verpflichtet, alle verfügbaren Mittel für den Unterhalt der Kin—

der einzusetzen, Im Grundsatz haften zwar gemäß 5 1606 Abs, III
BGB und nach Brlaß des Gleichberechtigungsgesetzes vom 18, Juli

1957 (BGBl I, 609) beide Eltern gleichrangigo Jedoch sind die Er—

werbs— und Vermögénsverhältnisse eines jeden Elternteils maßgebend,

Zudem ist von Rechtsprechung und Reehtslehre anerkannt, daß die

Mutter regelmäßig bereits durch die Führung des Haushalts und die

darin eingeschlossene Versorgung des Kindes ihrer Unterhalts—

pflieht genügt (vgl° Palandt aaO Ann, 4 zu @ 1606)°

Für die Beurteilung, ob der Unterhalt der Kinder der Klägerin si—

ehergestelltlwerden kann, ist also vom Einkommen des Ehemanns und
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Vaters-auszugehen° Überdies ist — wie sonst im Unterhalts—

recht ebenfalls (vgl° u„ao die ständige Rechtsprechung der

Zivilgeriehte zu @ 1708 BGB)
— das eigene Einkommen des Kin—

des Karin entgegen der Auffassung der Klägerin mitzuberück—

sichtigen° Das LSG hat zwar keine Feststellung im einzelnen

getroffen, delche Aufwendungen dem Ehegatten der Klägerin

zur Bestreitung seines und der Kinder Unterhalt obliegen, da„

etwa wie hoch die Monatsmiete und sonstige Lebensbedürfnis—V$

se sind° Indessen erscheint die Schlußfolgerung_des LSG im
Ergebnis zutreffend° Bei einem Nettoeinkommen von 390,—— DM

im Monat, das um die Lehrlingsvergütung der Tochter Karin
‘_

von 45,—— LM netto auf 435‚—— DM vermehrt wird, kann davonn

ausgegangen werden, daß der notwendige Lebensunterhalt zwei—

er minderjähriger Kinder entsprechend den Lebenshaltungsko—

sten im Wohngebiet der Klägerin Anfang 1960 sichergestellt

war, selbst wenn der notwendige Eigenbedarf des Vaters hier—

von abgezogen wird° Der Lebensunterhalt der arbeitslosen Klä—

gerin persönlich hat dabei außer Betracht zu bleiben, da die—

ser durch die Alg—Zahlung als gedeckt anzusehen ist° Sogar

bei einer rein rechnerischen Dreiteilung der Summe von 455‚——

DM entfällt auf jedes Kind noch ein Betrag von 145‚—— DM„ 3„j
Dieser mußte jedoch damals in Anbetracht aller Umstände als“

ausreichend zur Deckung des notwendigen Lebensunterhalts '

— in gemeinsamen Haushalt - gelteno

; Demzufolge steht der Klägerin ein Anspruch auf Familienan—

ischlägc für ihre Kinder nach 5 89 Abs„ 6 Nr„ 1 AVAVGnicht
'zu„ Wie bereits der Klage und der Berufung, mußte auch der
{Revision der Erfolg versagt bleibcno
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Die Entscheidung über die Kosten ergeht nach @ 193 SGG°
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